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Union: „Pakt für Deutschland" 

^le Union bietet zur Be- 
kämpfung der Rekord-Ar- 
be'tslosigkeit der Bundes- 
regierung einen „Pakt für 

°eutschland" an und hat 
Jafür ihre Reformvorhaben 
kräftigt. 

D'e Vorsitzende der CDU 
eutschlands, Angela Mer- 
e|> wiederholte  auf einer 

^einsamen   Pressekonfe- 
|enz mit dem Ersten Stellver- 
retenden    Fraktionsvorsit- 

zenden und Vorsitzenden 
der CSU-Landesgruppe, Mi- 

chael Glos, die Forderung 
von CDU und CSU, die Bei- 
träge zur Arbeitslosenversi- 

cherungum biszu 1,5 Punkte 
von derzeit 6,5 Prozent des 
Arbeitnehmereinkommens 

abzusenken. Durch diese 
Verringerung der Lohnne- 
benkosten könnten sofort 
rund 150.000 Arbeitsplätze 

geschaffen werden. 

Merkel: Fischer wälzt 

Verantwortung für 

die Visa-Affäre ab 
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(Seite 11-12) Michael 
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te 11) Peter Götz: 

Kommunen warnen vor 

Defizit (Seite 12) 

• Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands und der Bun- 
destagsfraktion forderte die 
Bundesregierung zugleich zu 
weiteren Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Arbeitslo- 

sigkeit auf. Instrumente wie 
die Personal-Service-Agen- 
turen, Ich-AG's und Job-Floa- 
ter hätten die Erwartungen 

nicht erfüllt. 
Insbesondere bei den Zu- 

verdienstmöglichkeiten sieht 
Merkel Handlungsbedarf. 
Dies gelte vor allem für den 
Bereich bis zu 400 Euro. Em- 
pfänger von Arbeitslosengeld 
II dürfen vom Zuverdienst bis 
zu400Euronurl5 Prozent be- 
halten. Für manchen Empfän- 

ger ist daher ein Ein-Euro-Job 

womöglich attraktiver, als 
sich um einen Job auf dem 
ersten Arbeitsmarkt zu be- 
mühen. Außerdem sprach 
sich Angela Merkel für eine 
Ausweitungder betrieblichen 
Bündnisse für Arbeit aus, die 
Abweichungen von Tarifver- 
trägen erlauben sollen. Darü- 
ber hinaus müssten der Büro- 
kratieabbau vorangetrieben 
und die Unternehmen- 
steuern gesenkt werden. 

In der Debatte um die Re- 
form der Unternehmensteu- 

Michael Glos: „Der Bundeshaushalt ächzt 

und pfeift aus dem letzten Loch." 

ern sei zunächst die Bundes- 
regierung am Zug. „Wir sind 
gesprächsbereit", sagte An- 
gela Merkel. Wenn die Regie- 
rung Vorschläge mache.dann 

werde die Union ein „kon- 
struktiver Gesprächspart- 

ner" sein, betonte Merkel. 
Die CDU-Vorsitzende be- 

wertete die Tarifeinigung im 
öffentlichen DienstalsSchritt 

in die richtige Richtung. Aller- 
dings gehedas Ergebnis nicht 
weit genug. „Angesichts der 
realen Situation in einigen 
Ländern istderTarifabschluss 

nicht ausreichend", sagte 
Merkel. Die Öffnungsklau- 

seln in dem Tarifvertrag seien 
hinter Ländern wie Bayern 
oder Hessen „zurückgeblie- 

ben". „Das wird auf Dauer zu 

Friktionen führen." 
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V'sa-Affäre 

Merkel: Fischer wälzt Verantwortung ab 
D'e CDU-Vorsitzende An- 

8e|a Merkel hat Bundes- 
außenminister Joschka Fi- 
sher vorgeworfen, von Ver- 
antwortung für den mas- 
senhaften Visa-Missbrauch 
2usPrechen,die Verantwor- 
tung in Wirklichkeit aber 
auf die Mitarbeiter seines 

Ministeriums abzuwälzen. 
»Herr Fischer weiß in der 

Sache nicht mehr ein noch 
aus". sagte Merkel vor Jour- 
naljsten in Berlin. Dabei 
teile er die Interessen seiner 
artei vor die Interessen des 

Lar,des. Die CDU-Vorsit- 
2ende kündigte eine gründli- 
che Aufklärung im Unter- 

suchungsausschuss des Bun- 
destages an. Dabei werde es 
auch um die Rolle von Bun- 

deskanzler Schröder gehen. 

Angela Merkel 

Wenn es richtig sei, dass 
sich das Kabinett mit der 
Visa-Affäre befasst habe, 
müsse gefragt werden, wa- 
rum der Kanzler nicht einge- 
griffen habe, so Merkel. 

Hintergrund ist ein Erlass 
des Auswärtigen Amts, der 
vom damaligen Staatsminis- 
ter   im   Auswärtigen   Amt, 

Ludger Volmer, initiiert und 
von Fischer unterzeichnet 
worden war. Dem Erlass 
zufolge sollten Konsularbe- 
amte im Zweifel für die 
Reisefreiheit entscheiden. 
Durch die Regelung konnten 
u.a. zehntausende Männer 
und Frauen zur Schwarzar- 
beit und Zwangsprostitution 

eingeschleust werden. 
Zum Verhalten Fischers 

erklärte Merkel: „Herr Fi- 
scher hat die Warnungen der 
Botschaften, des Bundes- 
innenministeriums und an- 
derer Institutionen an sein 
Haus offenbar konsequent 
ignoriert." Dies habe die in- 
nere Sicherheit in Deutsch- 
land gefährdet und men- 
schenunwürdige Verhält- 
nisse möglich gemacht. 

FISCHER RÜCKT INS ZENTRUM DER SCHLEUSER-AFFÄRE 

Der ehemalige Staatsmini- 
ster im Auswärtigen Amt 
Und außenpolitische Spre- 
cher der Grünen, Ludger 
Volmer, war in der Schleu- 
er-Affäre nach eigenem 
ekunden nur eine Randfi- 

j»Ur- Sein Rücktritt rückt 
Völler nun auch für die 
Öffentlichkeit ins Zentrum 
der Schleuser-Affäre. 

Mit seinem Rücktritt hat 
Herr Volmer die längst fälli- 
8en Konsequenzen aus der 
Korruptions-Affäre   um   die 

Verquickung von Amt, Man- 
dat und seiner sog. mandats- 
begleitenden Berufstätigkeit 
mit der Firma Synthesis gezo- 
gen. Es istallerdings bedauer- 

lich, dass er sich zu einem 
Opfer zu stilisieren versucht. 
Wäre er allein einer Kam- 
pagne gegen ihn ausgesetzt 
gewesen-wieerbehauptet- 
hätteerauch nichtzurücktre- 
ten müssen. 

Bundesaußenminister Fi- 
scher ist rechtlich, politisch 
und   moralisch  verantwort- 

lich für die chaotischen und 
alarmierenden Zustände an 
den deutschen Botschaften 
und die erschreckenden Fol- 
gen unteranderem fürdie in- 
nere Sicherheit unseres Lan- 
des. Das, was bisher bekannt 
ist, ist erst die Spitze des Eis- 
bergs. 

Eckart von Kiaeden ist 
Parlamentarischer Geschäfts- 
führer der Fraktion und Ob- 
mann im Untersuchungsaus- 
schuss „Visa- und Schleuser- 
kriminalität". 
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Aus den Ländern 

Politischer Aschermittwoch 

Merkel: „Schröder ist mit seinem 
Latein am Ende" 

Auf den Ascher- 
mittwochs-Ver- 
anstaltungen der 

schleswig-hol- 
steinischen CDU 
in Neumünster 
und der CDU 
Mecklenburg-Vor- 
pommern in Dem- 
min haben die 
Partei- und Frak- 
tionsvorsitzende 
Angela Merkel 
und CDU-Gene- 
ralsekretär Vol- 
ker Kauder mit der 
rot-grünen Ar- 
beitsmarktpolitik 
abgerechnet. 

Spitzenkandidat Peter Harry Carstensen und Partei- und Fraktionsvorsitzende Angela Merkel 
in Neumünster 

Schleswig-Holstein 

Es sei „geradezu verächt- 
lich", wenn Wirtschaftsmini- 
ster Wolfgang Clement an- 
gesichts von über fünf Mil- 
lionen Arbeitslosen dazu 
aufrufe, man solle nicht in 
Panik verfallen, sagte Mer- 
kel in den Applaus der rund 
1.300 Anhänger in der Hols- 
tenhalle in Neumünster. Hin- 

ter den Zahlen stünden oft 
genug Familien, die nicht 
wüssten, wie es weitergeht. 
Die Partei- und Fraktionsvor- 

sitzende erinnerte daran, 
dass Bundeskanzler Gerhard 
Schröder 1998 erklärt habe, 
er wolle nicht wiedergewählt 
werden, wenn die Zahl der 
Arbeitslosen nicht signifi- 

kantsinke. Imjahr2000 habe 
Schröder gar eine Reduzie- 
rung auf 3,5 Millionen Ar- 

beitslose als Ziel ausgege- 
ben. „Irgendwie kann der 
Mann Plus und Minus nicht 
auseinander halten", unter- 
strich Merkel. 

Die Menschen hätten es 
„satt, mit falschen Prophe- 
zeiungen immer wieder hin- 

ters  Licht geführt zu wer- 

den". Inzwischen sei für je- 
den klar, dass Schröder mit 
seinem „Latein am Ende" sei- 

Dabei habe die Politik die 

Aufgabe, die Arbeitslosig' 
keit zu bekämpfen. Erneut 
warb die CDU-Vorsitzende 

für eine Ausweitung von be- 

trieblichen Bündnissen für 

Arbeit, um so Arbeitsplätze 

zu sichern. Auch müsse der 

Kündigungsschutz so verän- 
dert werden, dass ältere 
Arbeitslose wieder eine 

Chance erhielten. Es sC 
„nicht menschlich", dass äl- 
tere Arbeitnehmer viel zu oft 

keine Anstellung mehr fin' 
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den würden, sagte die CDU- 
V°rsitzende. Als christliche 
Partei werde sich die CDU 
arnit nicht abfinden. Mer- 

kel verwies   darauf,   dass 
DeutschlandfrüherdasLand 
der »Erfinder, Tüftler und In- 
genieure" gewesen sei. Heu- 
e Jedoch gebe es „keine ein- 

*'§e Super-Uni, weil im 
LandeGleichmacherei"herr- 
cne. Aberwitzig sei auch 

der Ausstiegs-Beschluss aus 
der Kernkraft. Seine 20 
^fiüen Atomkraftwerke wer- 

e China jetzt eben nicht in 
eutschland   ordern,   son- 
ern in Frankreich oder in 

den USA. Die dazu passen- 
en Arbeitsplätze würden 

natürlich auch im Ausland 
entstehen. 

Anschließend    kündigte 
^-Spitzenkandidat Peter 

rry Carstensen an, er wer- 
e Schleswig-Holstein nach 

der Landtagswahl  am 20. 

Februar „aus Perspektiv- 
losigkeit, Stagnation und 
Lähmung" herausführen. In 
der Amtszeit von Minister- 
präsidentin Simonis, weit 
und breit bekanntals„Schul- 
den-Heidi", habe sich der 
Schuldenberg des nördlich- 
sten Bundeslandes verdop- 
pelt. Mit 6.800 Euro sei 
die Pro-Kopf-Verschuldung 
in Schleswig-Holstein heu- 
te viermal so hoch wie in 
Bayern. 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

Beim 10. Politischen 
Aschermittwoch der CDU 
Mecklenburg-Vorpommern 
in Demmin machte der 
Generalsekretär der CDU 
Deutschlands, Volker Kau- 
der, die Bundesregierungfür 
den traurigen Rekord von 

Gener; alsek retär Volker Kauder und Landesvorsitzender Eckhardt Rehberg in Demmin 

über fünf Millionen Arbeits- 
losen verantwortlich. „Der 
Aschermittwoch", so Kauder 
vor den mehr als 1.500 Gäs- 
ten, „ist in diesem Jahr nicht 
nur ein trauriger Tag, weil 
nunmehr eine sechswöchi- 
ge Fastenzeit beginnt. Das 
ganze Jahr wird mit dieser 
Bundesregierung so traurig 
bleiben". 

ZumZusammenhangzwi- 
schen Arbeitslosigkeit und 
Rechtsextremismus sagte 
Kauder: „Arbeitslosigkeit ist 
nicht die einzige Ursache, 
dass sich Menschen ohne 
Zukunftsperspektive rech- 
ten Parteien zuwenden, 
aber man muss auch diese 
Ursache benennen dürfen." 
Kanzler Schröder sei selbst 
der „Jobkiller Nummer eins" 
in diesem Land. 

DerVorsitzendederCDU 
Mecklenburg-Vorpommern, 
Eckhardt Rehberg, warf der 
SPD/PDS-Landesregierung 
vor, „Zeit vertan" zu haben. 
Ministerpräsident Harald 
Ringstorff (SPD) bezeich- 

nete er als „Dinosaurier der 
Politik" und beklagte die 
verlorene Zeit, die Meck- 
lenburg-Vorpommern aus- 
zuhalten habe, seit die „Ge- 
nossen" an der Macht sei- 
en. „Stillstand" sei vorherr- 
schend im Land. Rehberg 
rief dazu auf, alles zu tun, da- 

mit Ministerpräsident Ring- 
storff bald seine Rente ge- 
nießen könne. 

5|05 



Aus den Ländern 

Schleswig-Holstein 

Das Land braucht den Wechse 
Die veröffentlichten vor- 
läufigen Zahlen zur Wirt- 
schaftsentwicklung 
Schleswig-Holsteins in den 
ersten 10 Monaten 2004 
können nur oberflächlich 
überdie leider nach wievor 
desaströse Situation der 
Wirtschaft im nördlich- 
sten Bundesland hinweg- 
täuschen. 

Entgegen dem schönen 
Schein zeigt sich bei ge- 
nauem Hinschauen sehr 
bald, dass die Wirtschafts- 
entwicklung leider keines- 
wegs so befriedigend ist wie 
die bekannt gegebenen Zah- 
len vorgaukeln. Die Steige- 
rung 2004 ist nur die Er- 
holung von einem Minus- 
Wachstum 2003. 

Nach einem erheblichen 
Einbruch 2003 durch eine 
rückläufige Wertschöpfung 
des verarbeitenden Gewer- 

bes erfolgte in den ersten 
Monaten des Jahres 2004 
praktisch nur die Erholung 
und Normalisierung. Dabei 

haben sich vor allem auch die 
Produktionszwänge in der 
Energiewirtschaft ausge- 
wirkt, da es im Vorjahr Pro- 

duktionsausfälle bei den KK- 
Wen gegeben hatte (StatLA 
Info 102/2004). 

Charakteristisch für das 
Jahr 2004 ist eine Reihe von 

Dietrich Austermann 

"Einmaleffekten", 
die zu einem 
punktuellen 
Wachstum führ- 
ten und das Ge- 
samtbild bei der 
ersten Betrach- 
tung verfälschen. 
Wesentlich hier- 
für sind vor allem 
die Chemie-Branche durch 
die überdurchschnittliche 
Ölförderung (Mittelplate ca. 
2 Mio. Tonnen Erdöl = ca. 14 
Mio. Barrel) und derölpreis- 
anstieg (von durchschnitt- 
lich 20auf 50 Dollar). Positiv 
wirkte sich auch die Tatsa- 
che aus, dass das Kraftwerk 
Brunsbüttel2004-nach Pro- 
duktionsausfällen im Vor- 
jahr-kontinuierlichamNetz 
war. 

Die reine Statistik täuscht 
für 2004 ein unzutreffendes 
Bild vor. Tatsächlich gibt es 
einen dramatischen Verfall 

des Landes infolge falscher 
oder unterbliebener Struk- 

turentscheidungen. 
Tatsächlich hatten wir in 

Schleswig-Holstein im Jahr 
2004 

einen Rückgang bei der 
Beschäftigung (-11.000), 

einen Nachkriegsrekord 
bei der Arbeitslosigkeit mit 
den höchsten Zahlen aller 
alten Länder außer Bremen, 

Hildegard Kramer 

• ein Zuwachs von Insol' 
venzen (+11,2%), 

ein Rückgang bei der Zahl 

der Betriebe (- 2,4%), 
• ein Umsatzrückgang beim 

Bauhauptgewerbe (- 5,5%)- 
• ein Rückgang der Über- 

nachtungszahlen im TouriS' 
mus (- 4,9%), 
m den niedrigsten Gewef' 
besteueranstieg aller Bun' 
desländer (+ 0,3%, Bundes- 

durchschnitt + 9,7%), 
einen Rückgang öffentü' 

eher Investitionen (-1,7%)- 
Es ist dringend an der 

Zeit, durch eine neue Politik 
für mehr Impulse im Mittel' 

stand, mehr Wachstum, m 
vestitionen und Bürokra- 

tieabbau zu sorgen. Das Land 

braucht den Wechsel. 
Dietrich Austermanfi 

ist Finanzexperte, Hilde 

gard Kramer, ist Wirt' 
Schaftsexpertin im Kompe' 
tenzteam von Peter Harry 
Carstensenfürdie Landtags' 
wähl in Schleswig-Holstein- 
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Auslandsbesuch 

Merkel zu Gast in No. 10 Downing Street 
Während ihres zweitägigen 
j*esuchs in Großbritannien 
hat sich die Vorsitzende der 
Ct>U Deutschlands, Angela 
Merkel, mit Premierminis- 
ter Tony Blair getroffen. 
Bei der halbstündigen Un- 
erredung in der Londoner 

D°wning Street stand die 
Europapolitik im Mittel- 
Punkt. 

Die EU-Kommission müs- 
2u Reformen ermutigt 

Werden, damit „wir endlich 
*uf einen Wachstumspfad 
k°mmen", sagte Merkel an- 
gießend. Bei den Refor- 
mer> für die Staatengemein- 
Schaft falle Deutschland 

"eine zentrale Rolle zu". 
Zuvor war die Vorsitzen- 

de der CDU Deutschlands 

'* dem konservativen bri- 
tischen Oppositionsführer 

ICnael Howard zusammen- 
getroffen. Dabei war unter 

j^derem die deutsche Ar- 
be'tsmarktpolitik Thema des 

^er London-Besuch Ange- 
la Merkels wurde insbe- 
s°ndere von der Tageszei- 
|.Ung „The Times" ausführ- 
'ch gewürdigt. In ihrer 

Ausgabe vom 4. Februar 
~°°5 schreibt die britische 
2eitungu.a.: 

••Der Kanzler Gerhard 
Schröder... hat in den ver- 
§angenen Monaten in den 

Angela Merkel mit dem britischen Premierminister Tony Blair 

Gesprächs. Angesichts von 
mehr als fünf Millionen Ar- 
beitslosen in Deutschland 
bezeichnete Howard weitere 
Reformen als „unumgäng- 
lich". Ungeachtet einiger 
Meinungsverschiedenheiten 
in der Europapolitik verein- 

barten Merkel und Howard 
anschließend eine engere Zu- 
sammenarbeit ihrer Parteien. 

Meinungsumfragen ein be- 
eindruckendes politisches 
Comeback hingelegt. Aber 
die Deutschen haben zu 
ihm und seiner Partei eine 
sehr glaubwürdige Alterna- 
tive. Angela Merkel, die 
Vorsitzende der CDU, steht 
für eine Vision, die das Bes- 
te der Schröderschen Re- 
formen und ein wesentlich 

Begleitet wurde die Par- 
tei- und Fraktionsvorsitzen- 
de bei ihrem Aufenthalt in 
der britischen Hauptstadt 
vom stellvertretenden Vor- 
sitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Micha- 
el Meister, sowie vom 
außenpolitischen Sprecher 

der Unionsfraktion, Fried- 
bert Pflüger. 

besseres Gespür für die 
außenpolitischen Prioritäten 
Deutschlands einschließt. 
Merkel hat in ihrem Amt an 
Statur gewonnen. So wie 
die Deutschen in ihrer Hal- 
tung zu den Reformen 
schwanken, so ist ihre Po- 
pularität gestiegen und ge- 
sunken. Sie zumindest hat 
eine klare Linie." 

5105 



Internet 

Eigene Homepage leichtgemacht 
Eine aussagekräftige Prä- 
senz im Internet ist auch 
auf lokaler Ebene für eine 
erfolgreiche Politik heute 
unerlässlich. Um Sie bei 
der Erstellung Ihrer Seiten 
zu unterstützen, haben 

CDU und UBG Mustersei- 
ten entwickelt, die Sie als 
Vorlage für Ihre Web-Seite 
nutzen können. 

Diese Musterseiten bau- 
en auf dem neuen Corporate 
Design der CDU auf. Unser 
neues Logo ist hier ebenso 
eingebunden wie das Oran- 
ge. Sie finden die Mustersei- 
ten sowie zahlreiche Tipps 
und Hinweise zur Nutzung 
unter: 

www.musterstadt.cdu.de 
Da das Arbeiten mit HTML 

und Quellcode aber Fach- 
kenntnisse voraussetzt, über 
die nicht jedermann verfügt, 
sind manchmal weitere Hil- 
fen auf dem Weg ins Netz er- 
forderlich. Es gibt zahlreiche 
Firmen, die Redaktions-Sys- 
teme entwickelt haben, mit 
denen die Pflege einer Inter- 
netseitesoeinfachistwiedas 
Arbeiten mit Word. 

Der entscheidende Vor- 

teil ist, dass damit auch Vor- 
sitzende oder Pressesprecher 

Texte und Bilder direkt ein- 
stellen können, und nicht 
bei jeder Aktualisierung auf 

• «•»il«rt«. «bonni«« 

Liebe Mitbürgerinnen und -Bürger, 

ich freue mich Sie im Namen aller Mitglieder 
als Webmaster der CDU Heppenheim auf 
unserer neuen Homepage begrüßen zu 

Sie finden hier Informationen über den CDU 
Stadtverband sowie Mandatstragef. 

Ich mochte Sie einladen: Machen Sie sich 
selber ein Bild von unserer politischen Arbeit. 

k und Verbesserungsvorschlage nehmen wir jeder Zeit 

& 

S.ganhaft, .., 

Ultiih Obarmayi 

Weitere Meldungen 

www.cdu-heppenheim.de 

einen technisch versierten 

Webmaster angewiesen sind. 
Einige dieser Redaktions- 

Systeme haben wir in der In- 
ternet-Redaktion der CDU- 

Bundesgeschäftsstelle ge- 
testet und möchten sie in 

den kommenden Ausgaben 

des UID vorstellen. 
Wir starten mit einem An- 

gebot der Firma Sharkness- 
Media aus Münster. Shark' 
nessMedia hat ein Redak- 

tionssystem entwickelt, mit 

- Ir.form*bonsbfoichure 
- Power Point Demo» 
- Q«(t»ttung»nchtiinien 

- Word-VorUge (mit 
Erklärung) 
* Po«er-Point-VorUge 

GtstaKungimögtlchkerUn 
bittet die neue CI im 
Intern et' 

Divtrjt logo-Vor!»gtn : 
Anwendung im Print- und 
Onlintbereich 

ii den logo-Voriaqei 4 

www.musterstadt.cdu.de 

5|05 



dem die Inhalte einer Inter- 
netseite einfach und komfor- 
tabel zu pflegen sind. Dazu 
S|nd keinerlei Programmier- 
kenntnisse erforderlich. 

Für CDU-Kunden hat 
SharknessMedia Vorlagen 
entwickelt, die auf den Mus- 
terseiten der Bundesge- 
Schäftsstelle basieren und 
dennoch reichlich Raum für 
regionale Anpassungen bie- 
en- Diese Regionalisierung 

lstden Geschäftsführern der 
Flrrna, Jörn Rhinow und Be- 
nedikt Wolters, wichtig. „Zu 
Ur,serem Angebot gehört 
daher nicht nur die Bereit- 
stellung des Redaktions- 
ystems, sondern auch die 
r°duktion von individuel- 

en Grundgrafiken und die 
tlr|bindung des eigenen 
Verbands-Logos", erläutert 
Wolters. 

E'nige CDU-Verbände 
nutzen das System bereits 
J^d sind begeistert.„Unsere 
Webseite ist dank Shark- 
nessMedia immer topak- 
tUel1 und entspricht dem 
bleuen CDU-Layout. Indivi- 
due|le grafische und tech- 
n|sche Wünsche werden 
ScnneU und kompetent be- 

reitet", berichtet etwa 
Matthias Horn, zweiter Vor- 

S'^enderderCDUHeppen- 
eirn. Er nennt das Redak- 
l0ns-System von Shark- 

^essMedia „erstklassig" und 
as preis-Leistungsverhält- 

. or*•» > si*.*.»     Kreisverband Bergen auf Rügen 
• l*«t»jr- ft Umw*Kf*utz 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mehr als 300 Mitglieder des Kreisverbandes 
Rügen der CDU arbeiten engagiert an der 
Gestartung des öffentlichen 
gesellschaftlichen Lebens in den Gemeinden 

www.cdu-ruegen.de 

Auch Klaus-DieterSchön- 
felder, Kreisgeschäftsführer 
der CDU Rügen, ist von dem 
System „auf ganzer Linie 
überzeugt". 

Im Gegensatz zu ande- 
ren Redaktions-Systemen 
ist auch das Einstellen von 
Fotos mit dem System von 
SharknessMedia recht ein- 
fach. Die Darstellung für 
den  Nutzer wirkt auch  in 

Ihre   Ansprechpartner 
bei SharknessMedia: 
Benedikt Wolters und 
Jörn Rhinow 
Friesenring 70a 
48147 Münster 
Tel 02511621850 
Fax 0251 1621847 
info@sharkness.de 
http://www. 
sharkness.de 

nis 
unschlagbar". 

diesem Bereich sehr profes- 

sionell. 
Die Kosten für einen 

Auftritt mit dem System 
von SharknessMedia sind 
abhängig von dem gebuch- 
ten Leistungspaket. Bereits 
mit dem Paket für9,95 Euro 
pro Monat lassen sich aber 
Auftritte wie die der CDU 
Heppenheim und Rügen 
realisieren. Die Übernahme 
der Daten von bisher ge- 

nutzten Internetseiten ist 
dabei bereits im Preis ent- 
halten. 

Die verschiedenen Ange- 
bote und der genaue Leis- 
tungsumfangwerden auf der 
Internetseite 
www.sharkness.de 
genau vorgestellt. Bitte in- 
formieren Sie sich dort, ob 

das Angebot der Firma Shar- 
knessMediafürSieund Ihren 
Verband sinnvoll ist. 
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Gutachten 

Familienpolitische Leistungen bündeln? 
Die Frauen Union der CDU 
hat in einem Gutachten 
prüfen lassen, ob sich alle 
familienfördernden Leis- 
tungen des Staates und der 
Sozialsysteme zu einer Fa- 
milienkasse bündeln las- 
sen. Damit verbindet sich 
die Frage nach einer bes- 
seren und gezielten För- 
derung von Familien in 
Deutschland. 

Gutachter Professor Jörg 
Althammer von der Ruhr- 
Universität Bochum, nimmt 
mit der Studie erstmals eine 
genaue Zuordnung der fami- 
lienpolitischen Leistungen 
nach den drei Zielsetzungen 
Steuerrückerstattung, Fa- 
milienlastenausgleich (zur 
Kompensation von Lasten, 
die Eltern durch Erziehung 

der Kinderentstehen) und Fa- 
milienleistungsausgleich 
(zur Abgeltung von Vorteilen, 
die dadurch der Gesellschaft 
erwachsen) vor. Dazu zählen 
das Steuerrecht mit Positio- 
nen wie Kinderfreibetrag und 
Kinderbetreuungskosten, 
die Sozialsysteme mit der An- 
rechnung von Kindererzie- 
hungszeiten bei der gesetz- 
lichen Rentenversicherung, 

die gesetzliche Krankenver- 

sicherung mit dem Mutter- 
schaftsgeld und der beitrags- 
freien Mitversicherung von 

"Das Ziel ist keine neue Bürokratie, son- 
dern zielgenaue Förderung von Familien. 
Eine Familienkasse schafft Transparenz", 
so FU-Bundesvorsitzende Maria Böhmer. 

Angehörigen sowie familien- 
politische Transferleistun- 
gen wie das Erziehungsgeld 

oder die Ausbildungsförde- 
rung. In der Summeergibt das 
eine Familienförderung von 
82 Milliarden Euro. 

Dabei zeigt die Studie, 
dass das Volumen der Fami- 
lienförderung durch das Kin- 
dergeld in Deutschland weit 
unter den offiziell genann- 
ten Zahlen bleibt. In der vom 
Bundesfinanzministerium 
ausgewiesenen Summe von 

34 Milliarden Euro sind 20 
Milliarden an von Familien 
zuviel gezahlten Steuern 
enthalten. Da die Steuer- 
rückerstattung bei Haushal- 
ten mit einem Jahresein- 

kommen ab 53 000 Euro das 
Kindergeld übersteigt, er- 
halten  diese  Familien  kei- 

nerlei staatliche Transferleis- 

tungen. Der eigentliche För- 
deranteil beläuft sich also 

nurauf 14Milliarden Euro. 
Würden die familienpoli- 

tischen Leistungen in einer 
Familienkasse zusammen- 
gefasst, so schafft dies laut 
Studie eine hohe Transpa- 
renz. Die Treffsicherheit der 
Leistungen würde erhöht, 
Familien, die Hilfe am stärk- 
sten benötigten, könnten 
diese zielgenauer erhalten- 
Überdies könnte ein trans- 
parentes System den Abga- 
benwiderstand mildern. Ab- 
gaben für ein allgemein 

akzeptiertes Ziel wie das 
der Familienförderung tref- 
fen auf mehr Verständnis 

als Zahlungen in ein ano- 
nymes Gesamtaufkommen- 

Die Ausgestaltung der Fami- 
lienkasse im Detail ist noch 
offen. Sollen dort nur mo- 
netäre Leistungen gebün- 
delt werden, könnte die Fa- 
milienkasse beim Finanzamt 

angesiedelt werden. Sollen 
auch Aufgaben wie die Kin- 
derbetreuung in die Zustän- 
digkeit der Familienkasse 
fallen, wäreeine Einrichtung 
bei den Arbeitsagenturen 

denkbar. In jedem Fall gÜt: 

Keine neue Bürokratie son- 
dern zielgenaue Förderung 

von Familien istdasZiel. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Schröder springt 
zu kurz 

Endlich dämmert auch dem 
Kanzler der ruhigen Hand, 
Qass man die geplanten 

Aufmärsche der Neo-Nazis 
ani Brandenburger Tor und 
deni Holocaust-Mahnmal 
nicht durch Aufrufe zu Ge- 

8endemonstrationen ver- 
ändern kann. 

Der Bundeskanzler hat 
e.lngesehen, dass auch eine 
^nderung der versamm- 
lun§srechtlichen Vorschrif- 
ten unerlässlich ist. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion hat einen schnell um- 
setzbaren Gesetzentwurf be- 
reits im Januar vorgelegt 

Schröder aber lässt sich 
von SPD und Grünen wieder 
einmal ausbremsen. SPD- 
Chef Müntefering kündigt 
an, dass das veränderte Ver- 
sammlungsrecht bereits gel- 
ten solle, wenn am 10. Mai 
das Holocaust-Mahnmal 
übergeben wird. Ist Herrn 
Müntefering entgangen, 
dass die NPD am 8. Mai auf- 
marschieren will? Und was 
treibt die grüne „Innen- 
expertin" Stokar an, wenn sie 
sich mit den Worten zitieren 

lässt:  „Der   Platz  vor  und 

Hartmut Koschyk 

hinter dem Brandenburger 

Tor ist bereits durch das 
Bannmeilengesetz erfasst." 
Schlicht falsch: Erstens gibt 
es das Bannmeilengesetz gar 
nicht   mehr   und   zweitens 

HUH UND HOTT BEDEUTET STILLSTAND 

*s erinnert an ein Stück aus 
e'nem Tollhaus: Bundes- 
kanzler Schröder und Wirt- 
schaftsminister Clement 
wollen eine Unternehmen- 

steuerreform vorantrei- 
ben, die die Unternehmen 
entlastet und den Wirt- 
schaftsstandort Deutsch- 
end international wieder 
attraktiver macht. 

Der für eine solche Re- 
0rrn zuständige Finanzmi- 

nis*er Hans Eichel wird 
2LJnächst gar nicht gefragt, 
sPricht sich dann aber klar 
gegen eine solche Reform 

Us- Er wird darin unter- 
stützt vom SPD-Parteivor- 
Slt*enden Müntefering, der 
ln dieser Legislaturperiode 

ebenfalls eine Senkung der 
Unternehmensteuerlast ab- 
lehnt. Auch die Finanzpoli- 
tiker von SPD und Grünen 
mauern und sehen für Ent- 
lastungen keinen Spielraum. 

Was gilt denn nun? Gilt 
die Ankündigung von Schrö- 
der und Clement oder das, 
was Müntefering und Eichel 
sagen? Es scheint, dass die 
Bundesregierung und die sie 

tragenden Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen zumindest verbal 
das Meinungsspektrum pro 
und contra Unternehmen- 
steuerreform vollständig 
abdecken wollen, um die 
steuerpolitische Lethargie 
der    Bundesregierung   zu 

überspielen in der Hoffnung, 
dass dies keiner merkt. 6,5 
Millionen Arbeitslose sind 
Grund genug, die Untätig- 
keit im Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit zu been- 
den. Ablenkungsmanöver 
und Ankündigungen genü- 
gen nicht, um den Standort 
schön zu reden. Die Unter- 
nehmen werden erst wieder 
investieren, wenn die Regie- 
rung ihren Worten endlich 
Taten folgen lässt. Erst dann 
werden auch die zum Ab- 
bau der Arbeitslosigkeit not- 
wendigen Arbeitsplätze ge- 
schaffen. 

iststell- 
vertredender Fraktionsvor- 
sitzender. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

sind der Pariser Platz und der 
Platz des 18. März und damit 
das Brandenburger Tor aus- 

drücklich nicht Bestandteil 
des befriedeten Bezirks. 

Die Koalition sollte end- 
lich über ihren Schatten sprin- 
gen und sich dazu durchrin- 
gen, dem Gesetzentwurf der 
Union zuzustimmen. Durch 
eine leichte Ausweitung des 
befriedeten Bezirks wollen 
wir Aufzüge der NPD und an- 
derer Extremisten am Bran- 
denburgerTorunddem Holo- 
caust-Mahnmal verhindern. 
Bundestagspräsident Thierse 
sollte dazu nicht wider besse- 
res Wissen streuen, dass da- 
durch „andere legitime, an- 
ständige Versammlungen"er- 
schwert würden. Das ist we- 

der beabsichtigt noch der Fall. 
Hartmut Koschyk ist der 

innenpolitische Fraktions- 
sprecher. 

Kommunen 
warnen vor Defizit 

Das Gesamtdef izitder Kom- 
munen liegt 2004 mit rund 
4,1 Mrd. Euro unter dem 
Rekorddefizit des Vorjah- 
res (8,5 Mrd. Euro). Diese 
scheinbare Entspannung 

beruht jedoch nicht auf ei- 
ner nachhaltigen Struktur- 
reform der Gemeindefinan- 

zen. Vielmehr müssen die 
Kommunen für 2005 wie- 
der mit einem Anstieg des 

Gesamtdefizits auf bis zu 
7 Mrd. Euro rechnen. 

Außerdem mussten die 
Städte,Gemeinden und Land- 
kreise die Reduzierung ihrer 
Defizite 2004 mit weiteren 

Kürzungen bei den Investi- 
tionen in die Infrastruktur 

vor Ort erkaufen. Die kom- 
munalen Investitionen lagen 
bereits im Jahr 2003 um mehr 
als ein Drittel unter dem Ni- 

veau von 1992 und gingen 
2004 um weitere 6,1 Prozent 
zurück. Das ist Raubbau an 
der Zukunft unseres Lan- 

des. 
Dass die kommunale Fi- 

nanzmisere keineswegs über- 
wunden ist, belegen außer- 
dem die Deckungslücken für 
laufende Ausgaben in den 
Verwaltungshaushalten, 
dem tatsächlichen Indikator 
für die Finanzlage der Kom- 
munen. Vor vier Jahren lagen 
die Kassenkredite noch bei 
rund 7,3 Mrd. Euro, Ende 

September 2004 waren sie 
nach Angaben des Deutschen 

Städtetags auf einen Rekord 
von 19,3 Mrd. angestiegen. 

Eine der Hauptursachen 

für die anhaltende Finanz- 
misere istdie ständige Über- 
tragung neuer Aufgaben und 

Ausgaben ohne entspre- 
chende Finanzierung durch 
die Bundesregierung. Aus 
ordnungspolitischen Grün- 
den fordert die Union daher 
seit Jahren die Aufnahme des 

Konnexitätsprinzips in das 
Grundgesetz. Wir wollen, 

dass der Grundsatz „wer be- 
stellt, bezahlt" wieder gilt. 

Außerdem stellten CDU 
und CSU immer wieder An- 
träge, die die kommunalen 

Ausgaben konkret eindäm- 
men und andererseits die 
kommunalen Einnahmen 
verstetigen können. Bedau- 

erlicherweise scheitern wir 

mit unseren Vorhaben an 
der rot-grünen Mehrheit im 

Deutschen Bundestag. 
Die vollmundigen An- 

kündigungen des Bundes- 

kanzlers zugunsten der 
Kommunen im Rahmen der 
Agenda 2010 waren reine 

Luftnummern. Noch nie hat 
eine Bundesregierung so 
viel versprochen und sowe- 
nig gehalten. Anstelle von 
rot-grünen Falschinforrna' 

tionen fordert die Union 

endlich Taten für die Kom- 
munen in Deutschland! 

Peter Götz ist der kom- 
munalpolitische FraktionS' 

Sprecher. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

'deale Materialvorlagen für Ihre Flugblätter/ 
Veranstaltungsankündigungen 

Handzettel 

DIN A4 
Bestell-Nummer: 0913 

Preis je 500 Stück: 18,00 € 
inkl. MwSt: 20,88 € 

Rahmenplakat 

DIN Al 

Bestell-Nummer: 8451 
Preis je 50 Stück: 18,00 € 

inkl. MwSt: 20,88 € 

DINAO 
Bestell-Nummer: 8452 

Preis je 50 Stück: 30,00 € 
inkl. MwSt: 34,80 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Bestellschein > 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Bereich Produktion und Distribution 
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 

CDU-Verband oder Name CDU-Verband oder Name 

Ansprech partner Ansprechpartner 

StraBe. Nr. StraBe, Nr. 

PLZ, Ort PLZ. Ort 

Telefon Telefon 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dadurch die Bearbeitung. 

Bundesredner Format 
DINA0 

gewünschte 

Exemplare 

Format 
DIN Al 

gewünschte 

Exemplare 
Gesamtpreis 

Allhaus. Dieter 8126 8125 

Beust, Ole von 8902 8901 

Böhmer. Wolfgang 8002 8001 

Bohr, Christoph 8474 8473 

Kauder. Volker                       8004 8003 

Koch, Roland                          8478 8477 

Lammert, Norbert                 8006 8005 

Laumann, Karl-Josef              8900 8899 

Leyen. Ursula von der            8194 8193 

Merkel. Angela                      8402 8403 

Merz, Friedrich                      8S98 8597 

Milbradt. Georg                     8008 8007 

Müller, Hildegard 8904 8903 

Müller, Peter 8480 8479 

Peiner, Wolfgang 8906 8905 

Pöttering. Hans-Gert             8908 8907 

Rüttgers, Jürgen                     8052 8053 

Schäuble. Wolfgang 8634 8635 

Schavan, Annette                   8628 8627 

Schipanski, Dagmar               8912 8911 

Schönbohm. Jörg                   8778 8779 

Teufel. Erwin                          8404 8405 

Wulff, Christian                     8192 8191 

DINA0 
Preis je :>0 Stück: 39,00 € 
inkl. MwSt.: 45,24 € 

DIN Al 
Preis je 50 Stück: 25,00 € 
inkl. MwSt.: 29,00 € 

zzgl. Versandkosten 

Datum, Unterschrift 

Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 
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0ffentlichkeitsarbeit 

Sonderpreis 

Multifunktions-Card - mit Lupe und Kompass 
Der Praktiker für unterwegs mit 12 verschiedenen 

Funktionen. 

Bestell-Nummer:9826 
Preis je 5 Stück: 5,00 € 

inkl. MwSt.: 5,80 € 

Fingerklingel „Signal für den Wechsel" 
er trendige Artikel für Skater, Skooterroller und Roller- 

o'adefahrer. Mit Klettverschluss für einen festen Sitz. 

Bestell-Nummer:9825 
Preis je 5 Stück: 10,00 € 

inkl. MwSt: 11,60 € 

Sonderpreis 

Nähetui 
Mit Schere zum Herausziehen und mit nützlichen 

Nähutensilien 

Bestell-Nummer:982; 
Preis je 10 Stück: 10,00 € 

inkl. MwSt: 11,60 € 
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UD 
UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Sonderpreis 

Rollbandmaß 
2m 

Bestell-Nummer:9834 
Preis je 5 Stück: 7,00 € 
inkl. MwSt.: 8,12 € 

Flaschenöffner 

Bestell-Nummer:9835 
Preis je 10 Stück: 8,80 € 
inkl. MwSt.: 10,21 € 

Sonderpreis 

Schlüsselkarabiner 

Bestell-Nummer:9828 
Preis je 5 Stück: 7,00 € 
inkl. MwSt.: 8,12 € 
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